
Gewerbe sieht sich zuUnrecht amPranger
Kartelle Für bürgerliche Parlamentarier verletzt dieWettbewerbskommission dieUnschuldsvermutung, indem sie
dieNamen der Firmen veröffentlicht, gegen die sie vorgeht. Die Linke hingegen sieht darin ein Erfolgsgeheimnis.

EsgehtumFällewiebeimSkiher-
steller Stöckli. Im Oktober teilt
die Wettbewerbskommission
(Weko) mit, dass sie eine Unter-
suchung gegen den Luzerner
Sportgeräteproduzenteneröffnet
hat. Die Behörden verdächtigen
Stöckli, seine Preise widerrecht-
lichmit seinenVertriebshändlern
abgesprochen zu haben. Bewie-
sen ist nichts, dieWekowird den
Verdacht in den nächstenMona-
tenversuchenzuerhärten, bevor
sie eine Busse ausspricht.

Dass die Weko trotzdem be-
reits die Namen der beschuldig-
tenFirmabekannt gibt, führt bei
bürgerlichen Politikern zu Un-
mut. «Dies widerspricht dem
GrundsatzderUnschuldsvermu-
tung», sagt der Neuenburger
FDP-Nationalrat PhilippeBauer.
Er spricht von einem «öffentli-
chen Pranger», der betroffene
Firmen inwirtschaftlicheSchwie-
rigkeiten bringt. «Die Schädi-

gung des Rufs zeigt sofort Wir-
kung», sagt Bauer. Für eine
angeschuldigte Firma werde es
schwieriger, Geschäfte abzu-
schliessen.Bauerwill dasKartell-
gesetzdahingehendändern,dass
dieWekonichtmehr verpflichtet
ist, die Firmennamen zu veröf-
fentlichen, wenn sie eine Unter-
suchung eröffnet. Erst nachdem
dieWekoeinenEntscheidgefällt
habe, soll sie kommunizieren. Er
hat eine entsprechende Motion
eingereicht.

VerfahrenkannRuf
einerFirmabeschädigen

Unterzeichnet hat den Vorstoss
auch Gewerbedirektor und Zür-
cher FDP-Nationalrat Hans-
Ulrich Bigler. «Die Unschulds-
vermutung ist ein wichtiges Ins-
trument des Rechtsstaats», sagt
er. «DieWekoverstösst dagegen,
wenn sie die Namen der Unter-
nehmen,die ineinenProzessver-

wickeltwurden, kommuniziert.»
Bigler sagt, er kenne Fälle von
Firmen, die von der Weko be-
schuldigt worden und Jahre spä-
ter von höheren Gerichten reha-
bilitiertworden seien.«Esbringt
aberwenig,wenneineFirmavor
einem eidgenössischen Gericht
recht erhält, wenn aufgrund der
Weko-Kommunikation schondie
Kunden davongelaufen sind»,
betont Bigler.

KeinenGrund für eineÄnde-
rung siehtdieLuzernerSP-Natio-
nalrätinPriscaBirrer-Heimo.Für
sie erfüllt dieNamensnennung in
frühem Stadium der Untersu-
chung einen wichtigen Zweck.
«Potenziell geschädigte Unter-
nehmen werden so auf das Ver-
fahren aufmerksam und können
sachdienliche Hinweise ma-
chen», sagt die Präsidentin der
Stiftung fürKonsumentenschutz.
Birrer-Heimo sieht auch präven-
tive Gründe für die frühe Veröf-

fentlichung der Firmennamen.
«Bis einUrteil fällt, können Jahre
vergehen, damit ist der Effekt
verpufftunddieThematik längst
nichtmehraktuell», sagtdiePoli-
tikerin.

DieWettbewerbskommission
selbst sieht ebenfalls keinen
Handlungsbedarf. «Wir tragen
derUnschuldsvermutungbereits
heute Rechnung, indem wir die
Vorwürfe vorsichtig formulieren
und klar darauf hinweisen, dass
wir nur einen Verdacht haben
unddiesenvollumfänglichklären
werden», sagtWeko-DirektorPa-
trik Ducrey. Er hält weiter fest,
dass eine Untersuchung «sehr
häufig» zu einer Busse führe.
Dies hänge auch damit zusam-
men, dass die Weko erst dann
eineUntersuchungeröffne,wenn
ein genügend grosser Anfangs-
verdacht bestehe.

Roger Braun

«DieWeko
verstösst gegen
dieUnschulds-
vermutung.»

Hans-UlrichBigler
Direktor Gewerbeverband

Skilager sindgerettet – trotz Sparzwang
Bildung Ein Entscheid über die Finanzierung vonKlassenlagern brachte Schulgemeinden in die Zwickmühle. Zwarwerden
die traditionellen Anlässeweiter durchgeführt. Doch nun verhandeln Schulen über Rabatte auf Unterkünfte und Zugtickets.

Yannick Nock

IndenSchweizerLehrerzimmern
wird seit Tagen über ein Thema
gesprochen:DieSchneefälle und
welche Gefahren sie mit sich
bringen. Welche Berggebiete
bleiben sicher, welche nicht?
Schliesslich stehen in den kom-
mendenWochen landesweit Ski-
lager an.

Dass sich die Lehrerinnen
und Lehrer derzeit vor allem da-
rüber Sorgenmachen,war vor ei-
nigen Monaten nicht absehbar.
Da ging es ummehr, umGrund-
sätzliches: Können Schul- und
Skilager überhaupt noch durch-
geführtwerden?Vielerorts droh-
tediese InstitutiondesSchweizer
Schulwesenswegzufallen.«Klas-
senlager in Gefahr», titelten die
Zeitungen landesweit.

Ursprung der Debatte waren
die Elternbeiträge. Vor einem
Jahr kamdasBundesgericht zum
Schluss, dass obligatorische An-
gebote von Schulen kostenlos
sein müssen. Deshalb dürften
von Eltern maximal 16 Franken
pro Tag für Verpflegung verlangt
werden. Viele Lager waren aber
teurer. JenachSchule zahltenEl-
tern zwischen150und300Fran-

ken für eineLagerwoche.Manch-
mal auchmehr.

DasUrteil
hatFolgen

Auch wenn das Urteil viele Kin-
der, Eltern und Lehrer verunsi-
chert hat, sobleibendieKlassen-
lager auch dieses Jahr fester Be-
standteil der Schulen. Das zeigt
eine Umfrage dieser Zeitung
unter den Schulleitern, Lehrern
und den Deutschschweizer Bil-
dungsdepartementen. Zwar
mussten einige Kantone ihre
Richtlinienanpassen,dochkaum
eine Schule war gezwungen, das
Klassenlager zu streichen. Viele
GemeindenhobendasBudget an
oder sprangen ein, wenn Eltern
teurere Ausflüge nicht bezahlen
konnten.

Spurlos ging das Urteil trotz-
demnicht andenSchulenvorbei.
Die Lehrer müssen sparen. Nun
heisst esMassenschlag statt Vie-
rer-Zimmer, Spaghetti stattRind-
fleisch.«Viele Schulenhabendas
Budget runtergeschraubtundsu-
chen nun nach ganz günstigen
Unterkünften», sagt Christina
Aenishänslin, Sprecherin der
GroupsSwiss.DieBranchenorga-
nisationder SchweizerGruppen-

unterkünfte vermittelt über 650
Behausungen.DieAnfragenhät-
ten abgenommen. «Diemeisten
bleiben einfachweg undmelden
sich gar nicht erst.» Viele Lehrer
würden direkt mit den Vermie-
tern sprechen, um die Preise zu
drücken und Rabatte auszuhan-
deln, sagtAenishänslin.Dennoch
würden sie weiterhin viele Leh-
rer, SchulenundVermieter bera-
ten. «Der Wert der Lager ist un-
bestritten.» Auch die Schulleiter
heben deren Bedeutung hervor:
«Sie sind für das soziale Lernen
extrem wichtig», sagt Bernard
Gertsch,PräsidentdesSchweizer
Schulleiterverbandes.DieReisen
seienausderSchulenichtwegzu-
denken. Die Verunsicherung
nach dem Gerichtsentscheid sei
spürbargewesen.Nun istGertsch
erleichtert, dassLösungengefun-
denwurden.Underhofftaufwei-
tereUnterstützung:«Wir verhan-
deln derzeit mit Car-Unterneh-
men,umSchüler günstiger indie
Lager fahren zukönnen.»Davon
würdenalleprofitieren.DieSchu-
lenhättenwenigerAusgabenund
dieUnternehmenguteWerbung.

Verhandlungen
mitdenSBB

Einen ähnlichen Weg geht der
Schweizer Lehrerverband. Die
Lehrpersonen sind in Gesprä-
chenmit denSBB.«Klassenfahr-
tenmüssenbilligerwerden», sagt
LehrerpräsidentBeatZemp.Der
gewöhnliche Gruppenrabatt rei-
che für die Schulklassen nicht
mehr aus. «Der Zug ist mit dem
Bus nicht mehr konkurrenzfä-
hig.» Die Lehrer möchten ge-
meinsammitanderenVerbänden
erreichen, dass die SBB bei den
Tarifen entgegenkommen.

Ganz gebannt ist die Sorge
um die Klassenlager trotz der
positiven Zwischenbilanz aber
nicht. Deswegenwird der Schul-
leiterverband im Mai die erste
systematische Befragung zum
Themaunter seinenMitgliedern
durchführen. So sollenProbleme
indenKantonenerkanntundLö-
sungen gefundenwerden.

Fröhlich den Hang hinunter – auch diesen Winter. Zuvor herrschte an den Schulen Verunsicherung, ob sie
sich noch für Skilager engagieren sollen. Auslöser war ein Bundesgerichtsentscheid. Bild: Benjamin Manser

Maudet kritisiert
Parteispitze

Verfahren Trotz Lügenvorwurfs
und Strafverfahren hat sich der
GenferRegierungsratPierreMau-
det (FDP) in Interviews mit
der«Sonntags-Zeitung»und«Le
Matin Dimanche» erneut gegen
einen Rücktritt gewehrt. «Ich
muss als Politiker zwar vorbild-
lich, aber nicht unfehlbar sein.»
DieGenferStaatsanwaltschaft lei-
tete gegen den freisinnigen Juris-
ten im August 2018 ein Strafver-
fahren wegen des Verdachts der
Vorteilsannahmeein.

«WerDemokratieundRechts-
staat ernst nimmt, tritt auch aus
RespektvorseinenWählernnicht
einfach zurück, bevor ein Urteil
vorliegt», sagte der 40-Jährige.
MaudetkritisierteauchParteiprä-
sidentin Petra Gössi, die seinen
Rücktritt fordert. Durch ihre For-
derungsei«derEindruckentstan-
den, die Partei lasse seine Ge-
wähltenbeidenerstenSchwierig-
keitengleich fallen». SeinePartei
solledasProblemnichtnochgrös-
ser machen, indem sie sich dau-
erndmit ihmund seinemFall be-
schäftige. (sda)

«Lager sind
fürdas
sozialeLernen
extrem
wichtig.»

BernardGertsch
Präsident
Schweizer Schulleiterverband

«VieleSchulen
suchen
nachganz
günstigen
Unterkünften.»

ChristinaAenishänslin
Sprecherin
Groups Swiss
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